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10. Wahlperiode 

04. 06. 86 


Sachgebiet 1101 


Antrag 

der Fraktion DIE GRÜNEN 


Einrichtung eines Ausschusses für Umweltvorsorge und Raumordnung 
im Deutschen Bundestag 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Als 21. Ausschuß des Deutschen Bundestages wird ein Aus- 
schuß für Umweltvorsorge und Raumordnung eingerichtet. Der 
21. Ausschuß ist ständiger Ausschuß im Sinne des § 54 Abs. 1 
der Geschäftsordnung. 

2. Die Mitgliederzahl des 21. Ausschusses wird gemäß §§12 und 
57 der Geschäftsordnung auf 37 festgesetzt. 

3. Zum Geschäftsbereich des 21. Ausschusses - § 62 Abs. 1 Satz 3 

— gehören folgende Sachgebiete: 

— Umweltplanung und -recht, 

— Umweltverträglichkeit, 

— Wasserwirtschaft, Gewässerökologie, 

— Lärm (incl. Verkehrslärm), 

— Abfallwirtschaft, 

— Luftreinhaltung, 

— Bodenschutz (incl. Abbau von Rohstoffen), 

— Umweltchemikalien, 

— Reaktorsicherheit und Entsorgung von radioaktiven Ab- 
fällen, 

— Biologisch-ökologische Umweltvorsorge, 

— Naturschutz und Landschaftspflege, 

— Landschaftsplanung und Erholungsvorsorge, 

— Tierschutz, 

— Raumordnung und Bauleitplanung, 

— Umweltforschung und -technologie, 

— Arbeitsschutz und -medizin, 

— Verbraucherschutz und -belange. 

4. Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord- 
nung (1. Ausschuß) wird beauftragt, eine Erweiterung der 
Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages zu erarbeiten 



Drucksache 10/5595 (neu) Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


mit dem Ziel, die Behandlung von Umweltvorlagen und die 
Zuständigkeiten des 21. Ausschusses zu regeln. 

Der Erweiterungsentwurf soll dem Deutschen Bundestag bis 
zum 1. Januar 1987 zugeleitet werden. 

Bonn, den 4. Juni 1986 

Borgmann, Hönes, Volmer und Fraktion 
Begründung 

In der Gesellschaft der Bundesrepublik Deutschland ist seit eini- 
gen Jahren ein Wertewandel zu beobachten, der offensichtlich 
längerfristigen Charakter hat und auf die Verstärkung der 
Umweltvorsorge zielt. Obwohl sich die Zahl der Umweltinitiativen 
im Deutschen Bundestag aufgrund der verschärften Umweltsitua- 
tion stark erhöht hat, wurde dieser neuen Aufgabenfülle und den 
gesellschaftlichen Erwartungen an das Parlament in bezug auf die 
Einrichtung eines eigenen Umweltausschusses bisher nicht Rech- 
nung getragen. Umweltvorsorge als große gesellschaftliche Auf- 
gabe ist in der Organisationsstruktur des Deutschen Bundestages 
nur indirekt vertreten. Zahl und Benennung der Bundestagsaus- 
schüsse, d. h. der Gremien, in denen die eigentliche parlamen- 
tarische Arbeit stattfindet, haben sich seit 1949 nur unwesentlich 
verändert. 

Die Kompetenzen im Bereich des Umweltschutzes nahmen bisher 
zum größten Teü der Innenausschuß wahr-, sie sind aber auf 
zahlreiche weitere Ausschüsse zersplittert. Während auf seiten 
der Exekutive im vergangenen Jahrzehnt mehrere neue Umwelt- 
behörden und Ministerialabteüungen mit Umweltaufgaben ein- 
gerichtet wurden, hat der Deutsche Bundestag bisher versucht, 
die neue Aufgabenfülle durch simple Mehrbelastung der entspre- 
chenden Ausschüsse und Abgeordneten aufzufangen. 

Daraus wird ersichtlich, daß die Umweltvorsorge im Parlament mit 
ähnlichen oder sogar größeren Durchsetzungsproblemen konfron- 
tiert wird wie in der Verwaltung. Wie die Erfahrungen der vergan- 
genen Jahre zeigen, erscheint eine Entlastung und Entzerrung der 
Parlamentsarbeit in bezug auf die Behandlung von Umweltange- 
legenheiten dringend geboten. Die Einrichtung eines Umweltaus- 
schusses würde nicht nur die Fachausschüsse (darunter Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Ausschuß für Ver- 
kehr, Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, 
Ausschuß für Forschung und Technologie, Ausschuß für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit) von deren zusätzlichen Umweltauf- 
gaben entlasten. Sie üeße auch einen Abbau der offensichtlichen 
Überbeanspruchung des Innenausschusses erwarten, zumal in 
dessen großem Aufgabengebiet die traditionellen Themen der 
Innenpolitik (öffentliches Dienstrecht, Innere Sicherheit, allge- 
meine Verfassungs- und Verwaltungsprobleme) immer noch stär- 
ker gewichtet werden als die neuen Themen der Umweltpolitik. 

Diese Mängel werden durch die erwähnte Kompetenzzersplitte- 
rung noch verstärkt; für viele Regelungen von zentraler umwelt- 
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politischer Bedeutung (z.B. Pflanzenschutzgesetz, Chemikalien- 
gesetz, Bundesnaturschutzgesetz, Trinkwasserverordnung) ist der 
Innenausschuß gar nicht zuständig. Die Aufsplitterung der Kom- 
petenzen führt zu einer starken Behinderung der Umweltbelange, 
da aufgrund der gewachsenen Parlamentsstrukturen die Fachaus- 
schüsse vorwiegend auf die Unterstützung der Fachpolitik ihrer 
jeweiligen Ministerien ausgerichtet sind. Gerade deren Fachpoli- 
tik muß aber oft als Ursache für Umweltbelastungen angesehen 
werden. Deshalb geht die Interessenvertretung innerhalb der 
Fachausschüsse und im Innenausschuß meistens zu Lasten der 
Umweltpolitik. 

Eine weitere Notwendigkeit für die Einrichtung eines eigenen 
Umweltausschusses ergibt sich aus der komplexen, fächerüber- 
greifenden Struktur von Umweltproblemen. So ist das beschleu- 
nigte Aussterben von Pflanzen- und Tierarten seit 1945 nicht nur 
eine Angelegenheit der Naturschützer, sondern wegen der zahl- 
reichen Verursacher und Wirkungen auch der Land- und Forst- 
wirte, der Energiewirtschaft, der Wasserwirtschaft, der chemi- 
schen Industrie, der Verkehrspolitiker usw. Allein mit Maßnah- 
men des Naturschutzes kann der Artenschwund nicht bekämpft 
werden, genausowenig wie forstliche Maßnahmen gegen das 
Waldsterben helfen. Zur Lösung komplexer, fächerübergreifender 
Probleme sind komplexe und querschnittsorientierte Gremien 
nötig. 

Ein eigenständiger Umweltausschuß mit fächerübergreifendem 
Charakter darf deshalb kein zusätzlicher Fachausschuß sein, son- 
dern muß über ein Anhörungs- und Behandlungsrecht bei sämt- 
lichen, vom Parlament zu behandelnden Vorlagen mit umweltre- 
levantem Inhalt verfügen. Er sollte in seinen Kompetenzen dem 
Haushaltsausschuß ähneln, der gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
für die Behandlung der Finanz- und Haushaltsvorlagen zuständig 
ist. In einem zusätzlichen Paragraphen der Geschäftsordnung 
muß deshalb der Begriff „Umweltvorlage" definiert werden. 
Außerdem sind dort die Kompetenzen und die Verfahrensbeteili- 
gung des neuen Umweltausschusses darzulegen. Dabei ist zu 
klären, für welche Vorlagen der Umweltausschuß die Federfüh- 
rung erhält und bei welchen Vorlagen er in Anlehnung an § 96 der 
Geschäftsordnung zwingend mitbeteiligt werden muß. 

Die vorhandene Aufgabenfülle im Umweltbereich rechtfertigt die 
Zahl von 37 Ausschußmitgliedem, die mit dem Haushaltsaus- 
schuß identisch ist. 

Die Einrichtung eines Bundesumweltministeriums macht zudem 
die Schaffung eines entsprechenden Ausschusses im Deutschen 
Bundestag notwendig. Es existieren zwar mehrere Ausschüsse, 
die an verschiedene oder an Teüe von Ressorts gebunden sind, 
doch fehlt eine dem Bundesumweltministerium entsprechende 
Behandlung von Umweltthemen in einem speziellen Ausschuß. * 
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